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Neue Job-Zentrale
ist im Netz
OSTALBKREIS. Die neue Job-Zentrale für
die Region Ostwürttemberg ist online. Das
teilt die Wirtschaftsförderungsgesellschaft
der Region Ostwürttemberg (WiRO). mit.
Unter jobs-in-ostwuerttemberg.de werden
regionale Job- und Stellenangebote sowie
Ausbildung- und Praktikumsstellen
gebündelt.

Das Angebot derWiRO biete eine ideale
Ergänzung zum Fachkräfteportal Ostwürt-
temberg (erstaunliches-ostwuerttem-
berg.de) sowie den regionalen Fachkräfte-
aktivitäten. Das von der WiRO zusammen
mit der IHK Ostwürttemberg koordinierte
Portal stellte auch bisher schon Unterneh-
men aus der Region als attraktive Arbeitge-
bermarken vor - mehr als 180 sind aktuell
in der sogenannten Arbeitgeberbörse mit
einem Kurzprofil vertreten. Darüber
hinaus können sich Fachkräfte rund um die
Themen „Arbeiten & Jobs“, „Ausbildung &
Studium“ sowie „Wohnen & Leben“ im
Raum der Talente und Patente informie-
ren. Des Weiteren sind dort die wesentli-
chen Kontakte, Ansprechpartner und Ser-
vices in der Region gebündelt. (rZ)

Kurz notiert

VR-Bank schreibt
Innovationspreis aus
OSTALBKREIS. Für das Jahr 2022 schreiben
die Volksbanken Raiffeisenbanken erneut
den VR-Innovationspreis Mittelstand aus. Er
ist mit insgesamt 50 000 Euro dotiert. „Der
Hauptpreis ist mit 20. 000 Euro dotiert und
ein Förderpreis mit 10 000 Euro. Zusätzlich
gibt es einen Preis des Handwerks, für den
20 000 Euro winken“, sagt Ralf Baumbusch,
Vorstandsmitglied der VR-Bank Ostalb.
Bewerbungen sind bis 31. Oktober 2021
möglich. Bewerbungsunterlagen gibt es im
Internet unter vr-innovationspreis.de. (rz)

Rentenberatung am Freitag
OSTALBKREIS. DerVersichertenberater der
Deutschen Rentenversicherung Bund, Man-
fred Raaf, hält am Freitag, 30. Juli, von 10
bis 16.30 Uhr Beratungsstunden im Vereins-
heim des TV Straßdorf ab. Er informiert
umfassend in allen Fragen des Renten-
rechts. Raaf ist zudem berechtigt, Geburts-
urkunden und Dokumente für die Renten-
versicherung zu beglaubigen. Seine Hilfe ist
für alle kostenlos. Eine Anmeldung ist unter
0 71 71/4 2153 nötig.
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- Wenn der Minijob zur Fallewird
Prekäre Arbeitsverhältnisse: Im Ostalbkreis sind im vergangenen Jahr rund 1900 geringfügig entlohnte Arbeitsverhältnisse weggefallen.
Nun fordert die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt Lehren aus der Pandemie zu ziehen und Betroffene besser zu schützen.

OSTALBKREIS. Innerhalb von zwölfMona-
ten sank die Zahl geringfügig entlohnter
Arbeitsverhältnisse um sechs Prozent auf
zuletzt 31 000, wie die Industriegewerk-
schaft Bauen-Agrar-Umwelt mitteilt. Die
IG BAU beruft sich hierbei auf neue Zahlen
der Bundesagentur für Arbeit. „Der Rück-
gang zeigt, dass Minijobs alles andere als
krisenfest sind. In unsicheren Zeiten kür-
zen Firmen zuerst bei den 450-Euro-Kräf-
ten, die allerdings weder Anspruch auf das
Kurzarbeiter- noch auf das Arbeitslosen-
geld haben“, kritisiert Mike Paul, Bezirks-
vorsitzender der IG BAU Stuttgart. Er for-
dert: Minijobs müssten ab dem ersten Euro
sozialversicherungspflichtig werden.

In der Gebäudereinigung seien prekäre
Arbeitsverhältnisse besonders stark ver-
breitet und würden insbesondere für
Frauen zum Karriere- und Armutsrisiko.
Laut Arbeitsagentur zählten die Reini-
gungsfirmen im Ostalbkreis Ende vergan-
genen Jahres rund 410 Beschäftigte, die
einen Minijob als alleiniges Einkommen
haben. Das. sind 29 Prozent aller Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in der
Branche. Die IG BAU rät Beschäftigten,
die während der Pandemie ihren Minijob
verloren haben oder um dessen Verlust
fürchten, Hilfe bei der Gewerkschaft zu
suchen.

„Die Politik setzt mit den abgaben-
freien Minijobs schon seit Jahren falsche
Anreize. Die Corona-Krise hat klarge-
macht, dass diese Stellen eine arbeits-
marktpolitische Sackgasse sind. Es ist
höchste Zeit, die Sozialversicherungsfrei-
heit für 450-Euro-Jobs abzuschaffen“,
wird Paul in der Pressemitteilung der IG
BAU zitiert. Nur wenn für die Beschäftig-
ten künftig Beiträge zur Arbeitslosen-,
Kranken-, Pflege- und Rentenversiche-
rung gezahlt würden, könnten sie wirk-
sam geschützt werden.

Es sei zu begrüßen, dass sich auch SPD,
Grüne und Linke für eine grundlegende
Reform der Minijobs einsetzten. Die
nächste Bundesregierung müsse das

In der Gebäudereinigung sind Minijobs besonders stark verbreitet - und werden für die Betroffenen häufig zurArmutsfalle. Die IG BAU
fordert, 450-Euro-Stellen sozialversicherungspflichtig zu machen.

Thema dringend anpacken. Die von der
Union geforderte Anhebung der Verdienst-
grenze auf 550 Euro sei hingegen der fal-
sche Weg und würde die prekäre Beschäfti-
gung ausbauen, statt sie einzudämmen,

warnt die IG BAU. Nach einer Studie der
Bertelsmann-Stiftung sind im Zuge der
Corona-Pandemie bundesweit 870 000
Minijobs verloren gegangen. Die Autoren
plädieren dafür, solche Stellen in die Sozi-

Vier Städte - vier attraktive Wirtschaftsstandorte
IHK und Handwerkskammer zeichnen Aalen, Ellwangen, Heidenheim und Schwäbisch Gmünd erneut aus. Sie dürfen nun
die nächsten fünf Jahre mit der Auszeichnung „AttraktiverWirtschaftsstandort“ für sich werben.

SCHWÄBISCH GMÜND. „Mit der Auszeich- denWettbewerb. Die Städte Aalen, Ellwan-
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alversicherungspflicht einzubeziehen und
gleichzeitig niedrige Einkommen deutlich
geringer zu besteuern. Damit könnten bis
zum Jahr 2030 knapp 170 000 zusätzliche
Teilzeit-Jobs entstehen. (rz)
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Bewertet wurden die Themenfelder nochmals eindrucksvoll von den vier Städ-
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